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KURZE BEGRÜNDUNG 

Das Europäische Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument (ENPI) ist das 

Finanzierungsinstrument des Europäischen Nachbarschaftsinstruments (ENP), mit dem ein 

Raum des Wohlstands und der Nachbarschaft zwischen der EU und ihren Nachbarn 

geschaffen werden soll. 

Die EU-Finanzhilfe erbringt in den wichtigsten von den Finanzierungsinstrumenten für das 

auswärtige Handeln unterstützten Bereichen einen erheblichen Mehrwert. 

Hochschulbildung, Kultur, Forschung und Innovation sind Bereiche, in denen die 

Verbindungen zwischen den internen Politikbereichen und dem Europäischen 

Nachbarschaftsinstrument noch verstärkt werden können. 

Unter Berücksichtigung der Bedeutung und des spezifischen Charakters des Kultur- und 

Bildungsaustausches als diplomatischem Instrument sollte das ENPI auf die Förderung der 

Mobilität und der zwischenmenschlichen Kontakte, insbesondere in diesen Bereichen, 

abzielen. Außerdem sollte damit eine weitreichende Entwicklung in allen Aspekten 

unterstützt werden, auch durch solide Aus- und Fortbildungsprogramme in den 

Partnerländern. 

Ferner sollte zur Aufrechterhaltung der Verbindungen zur Zivilgesellschaft in den ENP-

Ländern das Volumen der über „Erasmus für alle“ zugewiesenen Mittel auch in den Fällen 

beibehalten werden, in denen sich die außenpolitischen Prioritäten der EU infolge 

unvorhergesehener Ereignisse oder politischer Veränderungen in den Partnerländern ändern. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige 

Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Die Union und ihre Mitgliedstaaten 

verpflichten sich gemäß dem UNESCO-

Übereinkommen zum Schutz und zur 

Förderung der Vielfalt kultureller 

Ausdrucksformen vom 20. Oktober 2005 

und insbesondere dessen Artikel 12, die 

Zusammenarbeit und die Solidarität auf 

bilateraler, regionaler und internationaler 
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Ebene zu verstärken, um die Vielfalt 

kultureller Ausdrucksformen zu schützen 

und zu achten und so den Dialog und das 

gegenseitige Verständnis zwischen den 

Kulturen zu fördern. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3b) Die Mitgliedstaaten und die 

Kommission sind aufgefordert, gemäß den 

Schlussfolgerungen des Rates und der im 

Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 

der Mitgliedstaaten zur Förderung der 

kulturellen Vielfalt und des 

interkulturellen Dialogs in den 

Außenbeziehungen der Union und ihrer 

Mitgliedstaaten vom 20. November 20081, 

den Stellenwert und die Rolle der Kultur 

im politischen Handeln und in den 

Programmen im Rahmen der auswärtigen 

Beziehungen zu stärken und auf die 

Zusammenarbeit mit Drittländern und 

den für den Kulturbereich zuständigen 

internationalen Organisationen, 

insbesondere der UNESCO und dem 

Europarat, hinzuwirken. Die 

Entwicklungsagenturen und die 

Kulturinstitute der Mitgliedstaaten 

können diesbezüglich eine wichtige Rolle 

spielen. 

 __________________ 

 1 ABl. C 320 vom 16.12.2008, S. 10. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (8a) Da die grenzübergreifende 

Zusammenarbeit eine Schlüsselpriorität 

der Unionspolitik ist und Hilfestellung bei 

der Förderung der wirtschaftlichen und 

sozialen Entwicklung in den Regionen 

auf beiden Seiten der gemeinsamen 

Grenzen leisten, zur Bewältigung von 

Herausforderungen in Bereichen wie 

Umwelt, Kultur, öffentliche Gesundheit 

und Vorbeugung und Bekämpfung des 

organisierten Verbrechens beitragen, 

effiziente und sichere Grenzen 

gewährleisten und auf lokaler Ebene 

Maßnahmen zur Intensivierung von 

Kontakten zwischen der Bevölkerung 

über die Grenzen hinweg und zum 

gegenseitigen Verständnis fördern soll, 

sollten dem durch diese Verordnung 

geschaffenen Instrument mehr Mittel 

zugewiesen werden. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Außerdem muss zum gemeinsamen 

Nutzen der Union und ihrer Partner die 

Zusammenarbeit gefördert und erleichtert 

werden, vor allem durch die Bündelung 

von Mitteln aus internen und externen 

Finanzierungsinstrumenten des 

Unionshaushalts, mit denen insbesondere 

die grenzübergreifende Zusammenarbeit 

(Cross-Border Cooperation - CBC), 

Infrastrukturprojekte im Interesse der 

Union, die über die Grenzen der 

Nachbarländer hinwegreichen, und andere 

Bereiche der Zusammenarbeit unterstützt 

werden. 

(9) Außerdem muss zum gemeinsamen 

Nutzen der Union und ihrer Partner die 

Zusammenarbeit gefördert und erleichtert 

werden, vor allem durch die Bündelung 

von Mitteln aus internen und externen 

Finanzierungsinstrumenten des 

Unionshaushalts, mit denen insbesondere 

die grenzübergreifende Zusammenarbeit 

(Cross-Border Cooperation - CBC), 

Infrastrukturprojekte im Interesse der 

Union, die über die Grenzen der 

Nachbarländer hinwegreichen, und andere 

Bereiche der Zusammenarbeit unterstützt 

werden, wie Bildung und 

Kulturaustausch. 
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Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 13 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Die Hilfe, die den benachbarten 

Entwicklungsländern im Rahmen der 

Europäischen Nachbarschaftspolitik zur 

Verfügung gestellt wird, sollte mit den 

Zielen und Grundsätzen der auswärtigen 

Politik, insbesondere der 

Entwicklungspolitik der Union sowie mit 

der gemeinsamen Erklärung „Der 

Europäische Konsens über die 

Entwicklungspolitik“, die am 20. 

Dezember 2005 vom Rat und den im Rat 

versammelten Vertretern der 

Mitgliedstaaten, vom Europäischen 

Parlament und von der Kommission 

angenommenen wurde, im Einklang 

stehen. 

(13) Die Hilfe, die den benachbarten 

Entwicklungsländern im Rahmen der 

Europäischen Nachbarschaftspolitik zur 

Verfügung gestellt wird, sollte mit den 

Zielen und Grundsätzen der auswärtigen 

Politik, insbesondere der 

Entwicklungspolitik der Union sowie mit 

der gemeinsamen Erklärung „Der 

Europäische Konsens über die 

Entwicklungspolitik“, die am 20. 

Dezember 2005 vom Rat und den im Rat 

versammelten Vertretern der 

Mitgliedstaaten, vom Europäischen 

Parlament und von der Kommission 

angenommen wurde, sowie mit den 

Schlussfolgerungen des Rates und der im 

Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 

der Mitgliedstaaten zur Förderung der 

kulturellen Vielfalt und des 

interkulturellen Dialogs in den 

Außenbeziehungen der Union und ihrer 

Mitgliedstaaten vom 20. November 2008 
im Einklang stehen. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 13 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (13a) Als Unterzeichner des UNESCO-

Übereinkommens zum Schutz und zur 

Förderung der Vielfalt kultureller 

Ausdrucksformen sollte die Union dafür 

Sorge tragen, dass alle von der Union im 

Rahmen dieser Verordnung gefassten 

Beschlüsse von der Achtung des 
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Übereinkommens durch die 

Partnerländer getragen sind. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Die gemeinsamen Strategie Afrika-EU 

ist für die Beziehungen zu den 

nordafrikanischen Nachbarstaaten im 

Mittelmeerraum von großer Bedeutung. 

(14) Die gemeinsame Strategie Afrika-EU 

ist für die Beziehungen zu den 

nordafrikanischen Nachbarstaaten im 

Mittelmeerraum von großer Bedeutung, 

insbesondere angesichts des derzeitigen 

Standes der Entwicklungen im Zuge des 

Arabischen Frühlings. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 19 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) Zwar wächst der Finanzierungsbedarf 

im Bereich des auswärtigen Handelns der 

Union, die für diese Hilfe zur Verfügung 

stehenden Mittel sind jedoch angesichts der 

Wirtschafts- und Haushaltslage der Union 

begrenzt. Die Kommission muss sich daher 

bemühen, die verfügbaren Ressourcen 

durch den Einsatz von 

Finanzierungsinstrumenten, die eine 

Hebelwirkung haben, so effizient wie 

möglich zu nutzen. Diese Hebelwirkung 

sollte dadurch verstärkt werden, dass die 

mit diesen Finanzierungsinstrumenten 

investierten und erwirtschafteten Mittel 

verwendet und wiederverwendet werden 

dürfen. 

(19) Zwar wächst der Finanzierungsbedarf 

im Bereich des auswärtigen Handelns der 

Union, die für diese Hilfe zur Verfügung 

stehenden Mittel sind jedoch angesichts der 

Wirtschafts- und Haushaltslage der Union 

begrenzt. Die Kommission muss sich daher 

bemühen, die verfügbaren Ressourcen 

durch den Einsatz von 

Finanzierungsinstrumenten, die eine 

Hebelwirkung haben, so effizient wie 

möglich zu nutzen. Diese Hebelwirkung 

sollte dadurch verstärkt werden, dass die 

mit diesen Finanzierungsinstrumenten 

investierten und erwirtschafteten Mittel 

verwendet und wiederverwendet werden 

dürfen. In diesem Zusammenhang sollte 

berücksichtigt werden, dass der Union 

eine begrenzte Zahl von „Soft power“-

Instrumenten mit Hebelwirkung zur 

Verfügung steht, zu denen unter anderem 
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auch Finanzinstrumente gehören. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 19 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (19a) Bei gewichtigen unvorhersehbaren 

Ereignissen oder erheblichen politischen 

Veränderungen in den Partnerländern, 

die Änderungen der außenpolitischen 

Prioritäten der Union zur Folge haben, 

sollte der Finanzrahmen für die Bildung, 

insbesondere im Rahmen des Programms 

„Erasmus für alle“, beibehalten oder 

aufgestockt werden, damit die 

Verbindungen mit diesen Ländern im 

Bildungsbereich aufrechterhalten werden. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 20 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (20a) Die Union erkennt die Bedeutung 

der Zusammenarbeit im Kultur- und 

Bildungsbereich und ihrer wesentlichem 

Rolle für die Stärkung der 

Zivilgesellschaft und die Förderung der 

Demokratisierung und des gegenseitigen 

Verständnisses der Völker sowie des 

sozialen Zusammenhalts an. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21a) Die Union setzt sich in den 

Beziehungen zu Drittländern für die in 

der Allgemeinen Erklärung der UNESCO 

zur kulturellen Vielfalt vom 2. November 

2001 enthaltenen Werte ein, da die 

kulturelle Vielfalt nicht nur ein wichtiger 

Motor der wirtschaftlichen, 

staatsbürgerlichen und moralischen 

Entwicklung der Gesellschaft, sondern 

auch gemeinsames Erbe und Quelle von 

Innovation und Kreativität ist. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21b) Bildung, Kultur sowie Achtung und 

Förderung der kulturellen Vielfalt 

müssen vollständig in den Rahmen der 

Zielsetzungen dieser Verordnung 

integriert werden, da die kulturelle 

Zusammenarbeit wesentlich dafür ist, 

dass die Partnerländer sich die 

demokratischen Prozesse zu eigen 

machen und ihre eigenen Prioritäten 

achten. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21c) Die Union verpflichtet sich, in den 

Beziehungen zu ihren Partnern den 

Schutz und die Förderung der kulturellen 

Vielfalt und die Ratifizierung des 

UNESCO-Übereinkommen zum Schutz 

und zur Förderung der Vielfalt kultureller 
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Ausdrucksformen vom 20. Oktober 2005 

zu fördern. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 22 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (22a) Die Union erkennt die Bedeutung 

und den spezifischen Charakter des 

Kultur- und Bildungsaustausches als 

diplomatischem Instrument und als ein 

Mittel zur Förderung der Mobilität und 

der zwischenmenschlichen Kontakte an. 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 23 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (23a) Das Gleichgewicht zwischen der 

südlichen und der östlichen Dimension 

der Europäischen Nachbarschaftspolitik 

muss bewahrt werden. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 26 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(26) Zwar sind in der Verordnung (EU) Nr. 

…/… des Europäischen Parlaments und 

des Rates (im Folgenden „gemeinsame 

Durchführungsverordnung“) gemeinsame 

Regeln und Verfahren für die Verwendung 

der Instrumente der Union im Bereich des 

auswärtigen Handelns festgelegt, doch 

sollte der Kommission die Befugnis 

übertragen werden, gemäß Artikel 290 des 

(26) Zwar sind in der Verordnung (EU) Nr. 

…/… des Europäischen Parlaments und 

des Rates (im Folgenden „gemeinsame 

Durchführungsverordnung“) gemeinsame 

Regeln und Verfahren für die Verwendung 

der Instrumente der Union im Bereich des 

auswärtigen Handelns festgelegt, doch 

sollte der Kommission die Befugnis 

übertragen werden, gemäß Artikel 290 des 
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Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union Rechtakte zu erlassen, 

spezifische Durchführungsmaßnahmen 

anzunehmen, die für die mit Titel III der 

Verordnung eingesetzten Mechanismen für 

grenzübergreifende Zusammenarbeit 

erforderlich sind. Besonders wichtig ist, 

dass die Kommission im Rahmen ihrer 

Vorbereitungen angemessene 

Konsultationen, auch auf Experten-Ebene, 

durchführt. Bei der Vorbereitung und 

Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte 

die Kommission zudem dafür sorgen, dass 

die einschlägigen Dokumente gleichzeitig, 

pünktlich und ordnungsgemäß an das 

Europäische Parlament und den Rat 

übermittelt werden. 

Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union Rechtakte zu erlassen, 

spezifische Durchführungsmaßnahmen 

anzunehmen, die für die mit Titel III der 

Verordnung eingesetzten Mechanismen für 

grenzübergreifende Zusammenarbeit 

erforderlich sind. Besonders wichtig ist, 

dass die Kommission im Rahmen der 

Vorbereitung angemessene Konsultationen, 

auch auf Experten-Ebene und mit den 

Akteuren der Zivilgesellschaft, durchführt. 

Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung 

delegierter Rechtsakte sollte die 

Kommission zudem dafür sorgen, dass die 

einschlägigen Dokumente gleichzeitig, 

pünktlich und ordnungsgemäß an das 

Europäische Parlament und den Rat 

übermittelt werden. 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 26 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (26a) Mit den Finanzinstrumenten der 

Union für das auswärtige Handeln sollte 

die auf der Achtung der Menschen- und 

Minderheitenrechte, einer 

verantwortungsbewussten Staatsführung 

und der Vielfalt kultureller 

Ausdrucksformen oder alternativ dazu 

auf der Qualität der politischen 

Maßnahmen der Empfänger und der 

Fähigkeit und Bereitschaft der 

betreffenden Empfänger zu deren 

Umsetzung beruhende Konditionalität 

unterstützt werden. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 2 – Buchstabe a 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) die Achtung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten, der Rechtsstaatlichkeit 

und des Gleichheitsgrundsatzes zu fördern, 

eine vertiefte und tragfähige Demokratie 

aufzubauen, die verantwortungsvolle 

Staatsführung zu stärken und die 

Entwicklung einer dynamischen 

Zivilgesellschaft einschließlich der 

Sozialpartner zu fördern; 

a) die Achtung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten, der kulturellen Vielfalt, 

der Rechtsstaatlichkeit und des 

Gleichheitsgrundsatzes zu fördern, eine 

vertiefte und tragfähige Demokratie 

aufzubauen, die verantwortungsvolle 

Staatsführung zu stärken und die 

Entwicklung einer dynamischen 

Zivilgesellschaft einschließlich der 

Sozialpartner zu fördern; 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 2 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) die Voraussetzungen für eine effizient 

gesteuerte Mobilität und die Förderung 

persönlicher Kontakte zu schaffen; 

(c) die Voraussetzungen für eine 

breitenwirksame Mobilität und die 

Förderung persönlicher Kontakte zu 

schaffen, das gegenseitige Verständnis 

insbesondere in den Bereichen Kultur, 

Bildung, Sport und Jugend zu fördern, 

und darüber hinaus kulturelle Werte 

auszutauschen, um die kulturelle Vielfalt 

zu gewährleisten; 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 2 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) den Schutz des gemeinsamen 

materiellen und immateriellen kulturellen 

Erbes zu fördern, auch durch 

Sicherstellung der Finanzierung und 

angemessener Ressourcen für Projekte 

wie Euromed Heritage; die Entwicklung 

von gemeinsamen Programmen zur 

allgemeinen und beruflichen Bildung mit 
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den Partnerländern zu fördern, die den 

gleichberechtigten Zugang aller zum 

Studium stärker berücksichtigen, und sich 

die Bekämpfung des schwerwiegenden 

Problems der hohen Zahl der 

jugendlichen Schulabbrecher zum Ziel 

setzen; 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 2 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) alle Aspekte einer nachhaltigen und 

breitenwirksamen Entwicklung zu fördern 

und u. a. durch die Entwicklung des 

Privatsektors zur Armutsminderung 

beizutragen, den internen wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalt, 

die ländliche Entwicklung, die 

Bewältigung des Klimawandels und die 

Katastrophenresilienz zu stärken; 

(d) alle Aspekte einer nachhaltigen und 

breitenwirksamen Entwicklung zu fördern 

und u. a. durch die Entwicklung des 

Privatsektors und solide Aus- und 

Fortbildungsprogramme zur 

Armutsminderung beizutragen, den 

internen wirtschaftlichen, sozialen und 

territorialen Zusammenhalt, die ländliche 

Entwicklung, die Bewältigung des 

Klimawandels, die Entwicklung des 

kulturellen Erbes und die 

Katastrophenresilienz zu stärken und 

neben dem Schutz des historischen, 

künstlerischen, archäologischen, 

kulturellen und ökologischen Erbes 

verschiedene Aspekte der Sicherheit der 

Bürger zu unterstützen; 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 2 – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(e) vertrauensbildende Maßnahmen und 

andere Maßnahmen, die zur Sicherheit und 

zur Vermeidung bzw. Beilegung von 

Konflikten beitragen, zu fördern; 

(e) vertrauensbildende Maßnahmen und 

andere Maßnahmen, die zur Sicherheit und 

zur Vermeidung bzw. Beilegung von 

Konflikten beitragen, zu fördern, indem 

vor allem zur Achtung der 
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Vereinigungsfreiheit beigetragen wird; 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Auch andere Bereiche können von der 

Union unterstützt werden, sofern dies mit 

den Zielen der Europäischen 

Nachbarschaftspolitik vereinbar ist. 

4. Auch andere Bereiche können von der 

Union unterstützt werden, sofern dies mit 

den Zielen der Europäischen 

Nachbarschaftspolitik vereinbar ist, 

insbesondere in den Bereichen Kultur, 

Kultur- und Kreativwirtschaft, 

Fremdenverkehr sowie allgemeine und 

berufliche Bildung. 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Unionsunterstützung im Rahmen 

dieser Verordnung wird grundsätzlich von 

den Partnerländern aus öffentlichen 

Mitteln, aus Beiträgen der Empfänger oder 

aus anderen Quellen kofinanziert. Dieser 

Grundsatz gilt auch für die 

Zusammenarbeit mit der Russischen 

Föderation, insbesondere im Rahmen der 

in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c 

genannten Programme. Unbeschadet der 

nach der Haushaltsordnung einzuhaltenden 

sonstigen Bedingungen können die 

Kofinanzierungserfordernisse in 

ausreichend begründeten Fällen, und wenn 

dies erforderlich ist, um die Entwicklung 

der Zivilgesellschaft und der 

nichtstaatlichen Akteure zu unterstützen, 

aufgehoben werden. 

3. Die Unionsunterstützung im Rahmen 

dieser Verordnung wird grundsätzlich von 

den Partnerländern aus öffentlichen 

Mitteln, aus Beiträgen der Empfänger oder 

aus anderen Quellen auf transparente Art 

und Weise und nach den Regeln einer 

verantwortungsvollen Staatsführung 
kofinanziert. Dieser Grundsatz gilt auch für 

die Zusammenarbeit mit der Russischen 

Föderation, insbesondere im Rahmen der 

in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c 

genannten Programme. Unbeschadet der 

nach der Haushaltsordnung einzuhaltenden 

sonstigen Bedingungen können die 

Kofinanzierungserfordernisse in 

ausreichend begründeten Fällen, und wenn 

dies erforderlich ist, um die Entwicklung 

der Zivilgesellschaft und der 

nichtstaatlichen Akteure zu unterstützen, 

aufgehoben werden. 
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Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe g 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(g) die Beiträge zu länderübergreifenden 

Programmen, die nach der Verordnung 

(EU) Nr. […] des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom [...] mit besonderen 

Bestimmungen zur Unterstützung des Ziels 

„Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 

aus dem Europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung aufgestellt wurden, an denen 

Partnerländer und/oder die Russische 

Föderation teilnehmen. 

(g) die Beiträge zu gegenwärtigen und 

künftigen makro-regionalen Strategien 

und zu länderübergreifenden Programmen, 

die nach der Verordnung (EU) Nr. […] des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom [...] mit besonderen Bestimmungen 

zur Unterstützung des Ziels „Europäische 

territoriale Zusammenarbeit“ aus dem 

Europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung aufgestellt wurden, an denen 

Partnerländer und/oder die Russische 

Föderation teilnehmen. 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Hält ein Partnerland die Grundsätze der 

Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der 

verantwortungsvollen Staatsführung sowie 

der Achtung der Menschenrechte und der 

Grundfreiheiten nicht ein, so fordert die 

Union unbeschadet der Bestimmungen 

über die Aussetzung der Hilfe, die in den 

mit den Partnerländern und -regionen 

geschlossenen Partnerschafts- und 

Kooperationsabkommen oder 

Assoziationsabkommen vorgesehen sind 

und außer in besonders dringenden Fällen, 

das Land zur Aufnahme von 

Konsultationen auf, um eine für beide 

Seiten akzeptable Lösung zu finden. 

Führen die mit diesem Partnerland 

aufgenommenen Konsultationen nicht zu 

einem für beide Seiten akzeptablen 

Hält ein Partnerland die Grundsätze der 

Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der 

verantwortungsvollen Staatsführung sowie 

der Achtung der Menschenrechte und der 

Grundfreiheiten nicht ein, so fordert die 

Union unbeschadet der Bestimmungen 

über die Aussetzung der Hilfe, die in den 

mit den Partnerländern und -regionen 

geschlossenen Partnerschafts- und 

Kooperationsabkommen oder 

Assoziationsabkommen vorgesehen sind 

und außer in besonders dringenden Fällen, 

das Land zur Aufnahme von 

Konsultationen auf, um eine für beide 

Seiten akzeptable Lösung zu finden. 

Führen die mit diesem Partnerland 

aufgenommenen Konsultationen nicht zu 

einem für beide Seiten akzeptablen 
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Ergebnis oder werden Konsultationen 

abgelehnt oder liegt ein besonders 

dringender Fall vor, so kann der Rat im 

Einklang mit Artikel 215 Absatz 1 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union geeignete 

Maßnahmen ergreifen, die unter anderem 

in der teilweisen oder vollständigen 

Aussetzung der Unterstützung der Union 

bestehen können. 

Ergebnis oder werden Konsultationen 

abgelehnt oder liegt ein besonders 

dringender Fall vor, so kann der Rat im 

Einklang mit Artikel 215 Absatz 1 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union geeignete 

Maßnahmen ergreifen, die unter anderem 

in der teilweisen oder vollständigen 

Aussetzung der Unterstützung der Union 

bestehen können. In solchen Fällen muss 

stets sichergestellt werden, dass die 

Aussetzung der Unterstützung nicht die 

Institutionen der Bürgergesellschaft trifft, 

die in Übereinstimmung mit 

demokratischen Grundsätzen tätig sind 

und die Menschenrechte achten. 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mittelausstattung für die 

Durchführung dieser Verordnung im 

Zeitraum von 2014 bis 2020 beläuft sich 

auf 18 182 300 000 EUR (zu jeweiligen 

Preisen). Bis zu 5% der Mittel werden für 

die Programme der grenzübergreifenden 

Zusammenarbeit gemäß Artikel 6 Absatz 1 

Buchstabe c zur Verfügung gestellt. 

1. Die Mittelausstattung für die 

Durchführung dieser Verordnung im 

Zeitraum von 2014 bis 2020 beläuft sich 

auf 18 182 300 000 EUR (zu jeweiligen 

Preisen). Bis zu 7% der Mittel werden für 

die Programme der grenzübergreifenden 

Zusammenarbeit gemäß Artikel 6 Absatz 1 

Buchstabe c zur Verfügung gestellt. 

Begründung 

Da die grenzübergreifende Zusammenarbeit eine Schlüsselpriorität der Unionspolitik ist und 

Hilfestellung bei der Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in den 

Regionen auf beiden Seiten der gemeinsamen Grenzen leisten, zur Bewältigung von 

Herausforderungen in Bereichen wie Umwelt, Kultur, öffentliche Gesundheit und 

Vorbeugung und Bekämpfung des organisierten Verbrechens beitragen, effiziente und sichere 

Grenzen gewährleisten und auf lokaler Ebene Maßnahmen zur Intensivierung von Kontakten 

zwischen der Bevölkerung über die Grenzen hinweg und zum gegenseitigen Verständnis 

fördern soll, sollten dem durch diese Verordnung geschaffenen Instrument mehr Mittel 

zugewiesen werden. 

 

Änderungsantrag 28 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Nach Artikel 13 Absatz 2 der „Erasmus 

für alle“-Verordnung wird aus den 

verschiedenen Finanzierungsinstrumenten 

im Außenbereich (Finanzierungsinstrument 

für die Entwicklungszusammenarbeit, 

Europäisches Nachbarschaftsinstrument, 

Instrument für Heranführungshilfe, 

Partnerschaftsinstrument und Europäischer 

Entwicklungsfond) für die Stärkung der 

internationalen Dimension der 

Hochschulbildung ein Richtbetrag von 

insgesamt 1 812 100 000 EUR 

bereitgestellt, um die Mobilität zwischen 

EU- und Nicht-EU-Staaten im Bereich des 

Lernens zu fördern und die 

Zusammenarbeit und den Politikdialog 

zwischen Behörden, Institutionen und 

Organisationen dieser Länder zu 

unterstützen. Für die Verwendung dieser 

Mittel gelten die Bestimmungen der 

Verordnung über das Programm „Erasmus 

für alle“. Für die Verwendung dieser Mittel 

gelten die Bestimmungen der Verordnung 

über das Programm „Erasmus für alle“. 

3. Nach Artikel 13 Absatz 2 der „Erasmus 

für alle“-Verordnung wird aus den 

verschiedenen Finanzierungsinstrumenten 

im Außenbereich (Finanzierungsinstrument 

für die Entwicklungszusammenarbeit, 

Europäisches Nachbarschaftsinstrument, 

Instrument für Heranführungshilfe, 

Partnerschaftsinstrument und Europäischer 

Entwicklungsfond) für die Stärkung der 

internationalen Dimension der 

Hochschulbildung ein Richtbetrag von 

insgesamt 1 812 100 000 EUR 

bereitgestellt, um die Mobilität zwischen 

EU- und Nicht-EU-Staaten im Bereich des 

Lernens zu fördern und die 

Zusammenarbeit und den Politikdialog 

zwischen Behörden, Institutionen und 

Organisationen dieser Länder zu 

unterstützen. Für die Verwendung dieser 

Mittel gelten die Bestimmungen der 

Verordnung über das Programm „Erasmus 

für alle“. Für die Verwendung dieser Mittel 

gelten die Bestimmungen der Verordnung 

über das Programm „Erasmus für alle“, 

insbesondere wenn die Bildung als solche 

als einer der wichtigsten Katalysatoren im 

demokratischen Prozess fungieren kann. 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Bereitstellung der Mittel erfolgt im 

Wege von zwei Mehrjahreszuweisungen 

für die ersten vier bzw. die restlichen drei 

Jahre. Diese Mittel werden entsprechend 

dem festgestellten Bedarf und den 

festgelegten Prioritäten der betreffenden 

Länder in den Mehrjahresrichtprogrammen 

Die Bereitstellung der Mittel erfolgt im 

Wege von zwei Mehrjahreszuweisungen 

für die ersten vier bzw. die restlichen drei 

Jahre. Diese Mittel werden entsprechend 

dem festgestellten Bedarf und den 

festgelegten Prioritäten der betreffenden 

Länder in den Mehrjahresrichtprogrammen 
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für die genannten Instrumente 

berücksichtigt. Treten wichtige 

unvorhergesehene Ereignissen oder 

entscheidende politische Änderungen ein, 

können die Mittelzuweisungen im 

Einklang mit den Prioritäten des 

auswärtigen Handelns der EU geändert 

werden. 

für die genannten Instrumente 

berücksichtigt. 
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